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Mehr Aufgaben mit weniger Geld?
Die Städte und Gemeinden in Baden-Württemberg haben auch 2015 einen positiven Finanzierungssaldo erwirtschaftet. Mit einem Plus in Höhe von 900 Millionen Euro haben sie erneut unter Beweis gestellt, dass sie mit ihren Einnahmen trotz hoher Ausgaben klug und umsichtig haushalten. Bei der Vorstellung des diesjährigen Gemeindefinanzberichts heute in Stuttgart, kann sich beim Gemeindetag über die aktuelle Finanzlage der Kommunen jedoch niemand richtig freuen. Zu groß ist der Ärger, wie die Kommunen im Vorfeld der am morgigen Dienstag bevorstehenden Finanzverhandlungen von der Landesregierung behandelt werden. Laut dem Eckpunktebeschluss von vergangener Woche, hat das Land ein strukturelles Defizit von 800 Millionen Euro. Städte und Gemeinden sollen einen Großteil der Einsparsumme des Landes mitfinanzieren. Damit aber nicht genug. Inzwischen ist bekannt geworden, dass die Landesregierung geheime Nebenabsprachen zum Koalitionsvertrag getroffen hat. In der ersten und inzwischen auch veröffentlichten Nebenabrede ist festgeschrieben, für welche Investitionen und Projekte in den kommenden Jahren Geld fließen soll. Die zweite, noch unbekannte Nebenabrede ist eine Giftliste, in der die Sparbeträge zur Gegenfinanzierung stehen. Bei den Kommunen drängt sich nun der naheliegende Gedanke auf, dass sie der Hauptadressat dieser Giftliste sein werden. Vor diesem Hintergrund hat der Gemeindetag sich die mittelfristige Finanzplanung des Landes genauer angesehen und vermutet, dass das Land seine Einnahmen trotz sprudelnder Steuerquellen zu  niedrig ansetzt, um ein Defizit vorweisen zu können.   
Nimmt man neben der mittelfristigen Finanzplanung die Finanzströme zwischen Bund, Ländern und Kommunen genauer unter die Lupe, wird schnell klar, dass diese sehr kompliziert und unübersichtlich sind (siehe Abbildung 1). Noch schwieriger und selbst für Experten schwer durchschaubar ist die Finanzierungssystematik bei der Unterbringung von Flüchtlingen und Asylbewerbern (Abbildung 2). Zwar erhalten die Kommunen direkte Mittel vom Bund zur Finanzierung der Integration der Flüchtlinge in Form eines höheren Umsatzsteueranteils. Weitere Finanzhilfen des Bundes werden allerdings indirekt mit einem Umweg über die Länder an die Kommunen weitergegeben. Dies führt dazu, dass viel von dem vor Ort benötigten Geld die Ausfahrt zur Kasse des Landes nimmt. In den Städten und Gemeinden, wo die Flüchtlinge leben und die Mittel benötigt werden, kommt deshalb nur ein Teil dieser Mittel an. „Wir brauchen eine Neuordnung aller Finanzströme“, fordert Gemeindetagspräsident Kehle deshalb und ergänzt: „Statt Steueranteile über die Länder an die Kommunen weiterzureichen, sollten die Städte und Gemeinden eine Erhöhung ihres eigenen Umsatzsteueranteils erhalten. Damit würden wir Zeit gewinnen und Personalkosten senken, denn es könnten viele Beamte eingespart werden, die sich mit der Mittelzuweisung an die Länder und die Weiterverteilung an die Kommunen beschäftigen.“

Wer ein strukturelles Defizit hat, plant im Geheimen keine „Wünsch-Dir-was“-Liste

Beim Gemeindetag fragt man sich, ob die Landesregierung sich im Wirrwarr der Finanzströme verirrt hat und sich deshalb schwer tut, zu erklären, wo die Überschüsse der vergangenen Jahre geblieben sind. Es sei zweifellos einfacher, erst einmal zu behaupten, man habe weniger Geld, um dann am Ende des Jahres die Überschüsse als Erfolg zu verkaufen. „Wenn die Landesregierung wegen eines angeblichen Defizits im Haushalt  zum Sparen aufruft, dann solle sie den Rotstift aber bei sich selbst ansetzen, nicht bei den Kommunen“, so der Gemeindetagspräsident.  Statt zu sparen, haben die Schwarz-Grünen Koalitionäre lieber eine geheime Liste mit Nebenabreden erstellt. In dieser „Wünsch-Dir-was-Liste“ zählen sie strukturelle Ausgaben für die nächsten Jahre auf. „Wer vorgibt, sparen zu wollen, im Geheimen aber eine großzügige Ausgabenliste erstellt, geht nicht ernsthaft von einem Defizit im Landeshaushalt  aus“, ergänzt Kehle. 
Griff in die kommunalen Kassen ist immer ein Griff in den Geldbeutel der Bürger

Nachdem Ministerpräsident Winfried Kretschmann zugegeben hat, dass es die vom Gemeindetag befürchtete Giftliste bereits gebe, sie aber nicht veröffentlicht werde, weil die Verhandlungsposition des Landes dadurch geschwächt würde, sehen die Kommunen Unheil auf sich zukommen. Gemeindetagspräsident Kehle geht davon aus, dass die Landesregierung weiterhin an dem Märchen vom Defizit festhalten wird, um sich das Geld für ihre Ausgaben bei den Kommunen und damit indirekt auch aus den Geldbeuteln der Bürgerinnen und Bürgern zu holen. „Ein Griff in die Tasche der Städte und Gemeinden ist aber immer auch ein Griff in die Tasche der Bürgerinnen und Bürger“, warnt Kehle. Wenn sie weniger finanzielle Mittel zur Verfügung haben, seien die Kommunen gezwungen, Steuern und Gebühren anzuheben oder aber Ausgaben und damit Leistungen an die Bürgerinnen und Bürger zu streichen. „Anstatt zu viel zu mauscheln, sollte die Landesregierung die Vorgabe von Finanzministerin Edith Sitzmann endlich in die Tat umsetzen: Ärmel hochkrempeln und die Mittel für Wünsche selbst erwirtschaften, statt sie sich von anderen bezahlen zu lassen“, so Kehles Forderung.
Ohne belastbare Zahlen, keine Pakte mit den Kommunen

Dass die Landesregierung wieder einmal zuallererst bei den Kommunen die Hand aufhält, kann der Gemeindetagspräsident nicht akzeptieren. Die Städte und Gemeinden sind die Einzigen, die mit mehr als einer halben Milliarde Euro im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs bereits seit Jahren einen Beitrag zur strukturellen finanziellen Entlastung des Landeshaushalts leisten. 
2015 haben die Rathäuser zwar ein Plus erwirtschaftet, sie tappen aber völlig im Dunkeln, wie ihre finanziellen Belastungen sich in den nächsten Monaten und Jahren entwickeln werden. Insbesondere die Finanzierung der hohen Kosten für die Anschlussunterbringung der vielen Flüchtlinge vor Ort ist noch offen. Obwohl die Kommunalen Landesverbände die vorherige Landesregierung bereits im November vergangenen Jahres darum gebeten haben, diese Finanzierung zu klären, warten sie bis heute auf eine Entscheidung. Auch die Bitte, den Kommunen einen Finanzfahrplan mit belastbaren Zahlen zur Verfügung zu stellen, auf dessen Basis die gemeinsamen Finanzverhandlungen geführt werden könnten, blieb bisher ungehört. „Wir sind nicht bereit, die im Koalitionsvertrag angekündigten Pakte mit der Landesregierung zu schließen, wenn wir kein klares Bild über deren Finanzierung haben“, erklärt Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Nachdem die Eckpunkte des Landeshaushalts und ein Teil der Geheimabsprachen zwischen Grün-Schwarz inzwischen bekannt geworden sind, stellt Kehle die Frage in den Raum, worüber die Gemeinsame Finanzkommission am nächsten Tag überhaupt sprechen soll. 
Kommunen benötigen mehr Geld für Flüchtlingsintegration und aufgeschobene Investitionen 

Der Gemeindetag sieht die Kommunen nicht in der Lage, weitere Sparbeiträge zu erbringen, um den Landeshaushalt zu sanieren. Vielmehr benötigen die Städte und Gemeinden mehr Geld, vor allem für die Integration der Flüchtlinge in der Anschlussunterbringung. Die Kommunen sind sich einig, dass sie hier erfolgreich sein müssen. Zwar melden die Medien in den letzten Wochen, dass weniger Flüchtlinge zu uns ins Land kommen, die Flüchtlingskrise ist aber noch nicht vorüber. Denn vor Ort, in den Städten und Gemeinden, wird man sich um die Integration der vielen Menschen kümmern, die bei uns bleiben werden. Sie benötigen Arbeitsplätze und Sprachkurse. Viele anerkannte Asylbewerber werden Ehepartner und minderjährige Kinder nachholen. Städte und Gemeinden müssen deshalb auch Kindergartenplätze schaffen und den Schulbesuch organisieren. Der Gemeindetag rechnet mit laufenden Kosten von über 500 Mio. Euro jährlich für diese Aufgaben. Hinzu kommen die enormen investiven Ausgaben. Angesichts der bereits jetzt schon vorherrschenden Wohnungsnot muss beispielsweise schnellstens geklärt werden, wie in so kurzer Zeit ausreichend Wohnraum geschaffen werden soll. 

Doch die Kommunen haben noch weitere Aufgaben in der Pipeline, die sie bisher nicht erledigen konnten. Der bundesweite Investitionsrückstau bei den Städten und Gemeinden beträgt laut dem KfW-Panel 2016  rund 136 Mrd. Euro. Auf die Kommunen in Baden-Württemberg entfallen davon etwa 27,2 Mrd. Euro. Betroffen sind insbesondere die Verkehrsinfrastruktur (z.B. Straßen und Brücken) mit 7 Mrd. Euro sowie die  Schulmodernisierungen mit 3 Mrd. Euro Investitionsrückstau. 
Für Gemeindetagspräsident Kehle ergeben sich aus den Entwicklungen der vergangenen Wochen und Monate klare Schlussfolgerungen: „Wir brauchen endlich einen transparenten Überblick über den Finanzfahrplan des Landes. Daraus wird sich schnell ergeben, dass die Städte und Gemeinden nicht mehr Geld an das Land abgeben können, sondern mehr Geld vom Land benötigen. Wir werden sonst die vielen Aufgaben und Herausforderungen, die vor uns stehen, nicht bewältigen können. Darüber hinaus wird es höchste Zeit, die Finanzströme zu vereinfachen und zu verschlanken.“  
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